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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) Nr. 747/2014 DES RATES
vom 10. Juli 2014

iiber restriktive MafSnahmen angesichts der Lage in Sudan und zur Aufhebung der Verordnungen
(EG) Nr. 131/2004 und (EG) Nr. 1184/2005

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss 2014/450/GASP des Rates vom 10. Juli 2014 iiber restriktive Mafnahmen angesichts der
Lage in Sudan und zur Aufhebung des Beschlusses 2011/423/GASP (Y),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union fiir Aufen- und Sicherheitspolitik und der Europdischen
Kommission,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Am 10. Januar 2004 hat der Rat den Gemeinsamen Standpunkt 2004/31/GASP (}) angenommen, um das mit
dem Ratsbeschluss 94/165/GASP (°) gegen Sudan verhingte Waffenembargo aufrechtzuerhalten. Am 26. Januar
2004 erlief der Rat zur Umsetzung des Gemeinsamen Standpunkts 2004/31/GASP die Verordnung (EG)
Nr. 131/2004 ().

(2)  Am 30. Juli 2004 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution 1556 (2004) verabschiedet, um
gegen Sudan ein Waffenembargo zu verhingen. Am 29. Mirz 2005 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
die Resolution 1591 (2005) verabschiedet, um bestimmte restriktive Maffnahme gegen Personen zu verhdngen,
die den Friedensprozess behindern, eine Bedrohung fiir die Stabilitit in Darfur und der Region darstellen, das
humanitire Vélkerrecht oder die Menschenrechtsnormen verletzen oder sonstige Graueltaten begehen, gegen das
Waffenembargo verstoflen oder fiir bestimmte militdrische Angriffsfliige in und iiber der Region Darfur verant-
wortlich sind.

(3)  Am 30. Mai 2005 hat der Rat den Gemeinsamen Standpunkt 2005/411/GASP (®) angenommen, um die mit dem
Gemeinsamen Standpunkt 2004/31/GASP verhdngten Mafinahmen und die Mafnahmen zur Umsetzung der
Resolution 1591 (2005) in einem einzigen Rechtsakt zusammenzufihren.

(4)  Am 18. Juli 2005 hat der Rat die Verordnung (EG) Nr. 1184/2005 des Rates (°) zur Umsetzung des Gemeinsa-
men Standpunkts 2005/411/GASP und zur Verhdngung bestimmter spezifischer restriktiver Malnahmen gegen
bestimmte Personen, die im Konflikt in der Region Darfur in Sudan den Friedensprozess behindern und gegen
das Volkerrecht verstofen, erlassen.

(") Siehe Seite 106 dieses Amtsblatts.

(*) Gemeinsamer Standpunkt 2004/31/GASP des Rates vom 9. Januar 2004 zur Verhidngung eines Embargos fiir Waffen, Munition und mili-
tarische Ausriistung gegen Sudan (ABL L 6 vom 10.1.2004, S. 55).

(*) Beschluss des Rates 94/165/GASP vom 15. Mirz 1994 betreffend den vom Rat auf der Grundlage von Artikel ].2 des Vertrags iiber die
Europiische Union festgelegten Gemeinsamen Standpunkt zur Verhidngung eines Embargos fiirr Waffen, Munition und militarische Aus-
riistung gegen Sudan (ABL. L 75 vom 17.3.1994, S. 1).

(*) Verordnung (EG) Nr. 131/2004 des Rates vom 26. Januar 2004 iiber die Verhidngung bestimmter restriktiver Mainahmen gegen Sudan
und Siidsudan (ABL L 21 vom 28.1.2004, S. 1).

() Gemeinsamer Standpunkt 2005/411/GASP des Rates vom 30. Mai 2005 {iber restriktive Mafinahmen gegen Sudan und zur Aufhebung
des Gemeinsamen Standpunkts 2004/31/GASP (ABL. L 139 vom 2.6.2005, S. 25).

() Verordnung (EG) Nr. 11842005 des Rates vom 18. Juli 2005 iiber die Verhingung bestimmter spezifischer restriktiver Mainahmen
gegen bestimmte Personen, die im Konflikt in der Region Darfur in Sudan den Friedensprozess behindern und gegen das Volkerrecht ver-
stofSen (ABL. L 193 vom 23.7.2005, S. 9).
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(50  Am 18.Juli 2011 hat der Rat den Beschluss 2001/423/GASP (') angenommen, mit dem der Geltungsbereich des
Waffenembargos auf Siidsudan ausgeweitet wurde.

(6)  Am 10. Juli 2014 hat der Rat den Beschluss 2014/450/CFSP angenommen, um die Mafnahmen in Bezug auf
Sudan abzutrennen und in einen eigenen Rechtsakt aufzunehmen.

(7)  Aus Grinden der Klarheit sollten die Maflnahmen in Bezug auf Sudan von den Maflnahmen in Bezug auf Siidsu-
dan getrennt werden. Die Verordnung (EG) Nr. 131/2004 und die Verordnung (EG) Nr. 11842005 sollten daher
aufgehoben und — insoweit sie Sudan betreffen — durch diese Verordnung ersetzt werden. Die Verordnung (EG)
Nr. 131/2004 sollte — insoweit sie Siidsudan betrifft — durch die Verordnung (EU) Nr. 748/2014 des Rates (%)
ersetzt werden.

(8)  Die Befugnis zur Anderung der Liste in Anhang I dieser Verordnung sollte angesichts der besonderen Bedrohung
des internationalen Friedens und der Sicherheit in der Region, die von der Situation in Sudan ausgeht, und um
Kohérenz mit dem Verfahren zur Anderung und Uberpriifung des Anhangs des Beschlusses 2014/450/GASP her-
zustellen, vom Rat ausgeiibt werden.

(9)  Zur Durchfithrung dieser Verordnung und zur Erreichung eines Hochstmafles an Rechtssicherheit innerhalb der
Union sollten die Namen und iibrigen sachdienlichen Angaben zu den natiirlichen und juristischen Personen,
Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen nach dieser Verordnung eingefro-
ren werden miissen, verdffentlicht werden. Die Verarbeitung personenbezogener Daten natiirlicher Personen
gemifl dieser Verordnung sollte unter Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europdischen Parlaments
und des Rates (°) und der Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (*) erfolgen.

(10) Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen gewihrleistet ist, sollte diese Verord-
nung unmittelbar in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
a) ,Vermittlungsdienste”

i) die Aushandlung oder Veranlassung von Transaktionen zum Kauf, zum Verkauf oder zur Lieferung von Giitern
und Technologien oder von Finanzdienstleistungen oder technischen Dienstleistungen von einem Drittland aus in
ein anderes Drittland oder

ii) den Verkauf oder Kauf von Giitern und Technologien oder von Finanzdienstleistungen oder technischen Dienstleis-
tungen, die sich in Drittlindern befinden, zwecks Verbringung in ein anderes Drittland;

b) ,Anspruch” jede vor oder nach Inkrafttreten dieser Verordnung erhobene Forderung, die mit der Durchfithrung eines
Vertrags oder einer Transaktion im Zusammenhang steht, und unabhingig davon, ob sie gerichtlich geltend gemacht
wird oder wurde, und umfasst insbesondere

i) Forderungen auf Erfiillung einer Verpflichtung aus oder in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,
ii) Forderungen auf Verlingerung oder Zahlung einer finanziellen Garantie oder Gegengarantie in jeglicher Form,
iii)y Forderungen nach Schadenersatz in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion,

iv) Gegenforderungen,

v) Forderungen auf Anerkennung oder Vollstreckung — auch im Wege der Zwangsvollstreckung — von Gerichtsur-
teilen, Schiedsspriichen oder gleichwertigen Entscheidungen, ungeachtet des Ortes, an dem sie ergangen sind;

(") Beschluss 2011/423/GASP des Rates vom 18. Juli 2011 iiber restriktive Mafnahmen gegen Sudan und Stidsudan und zur Aufhebung
des Gemeinsamen Standpunkts 2005/411/GASP (ABI. L 188 vom 19.7.2011, S. 20).

(%) Verordnung (EU) Nr. 748/2014 des Rates vom 10. Juli 2014 iiber restriktive Mafnahmen angesichts der Lage in Siid-Sudan (siche Seite 13
dieses Amtsblatts).

(}) Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr
(ABL. L 8 vom 12.1.2001, S. 1).

(*) Richtlinie 95/46/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verar-
beitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABL. L 281 vom 23.11.1995, S. 31).
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¢) ,Vertrag oder Transaktion“ jedes Geschift, ungeachtet der Form und des anwendbaren Rechts, bei dem dieselben oder
verschiedene Parteien einen oder mehrere Vertrige abschlieen oder vergleichbare Verpflichtungen eingehen; als ,Ver-
trag” gelten auch alle Garantien, insbesondere finanzielle Garantien und Gegengarantien sowie Kredite, rechtlich unab-
hingig oder nicht, ebenso alle Nebenvereinbarungen, die auf einem solchen Geschift beruhen oder mit diesem im
Zusammenhang stehen;

d) ,zustindige Behorden“ die auf den in Anhang II aufgefithrten Internetseiten angegebenen zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten;

e) ,wirtschaftliche Ressourcen” Vermogenswerte jeder Art, unabhingig davon, ob sie materiell oder immateriell, beweg-
lich oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder handelt, die aber fur den Erwerb von Geldern, Waren
oder Dienstleistungen verwendet werden konnen;

f) ,Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen” die Verhinderung der Verwendung von wirtschaftlichen Ressourcen fiir
den Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das Vermieten oder das Verpfinden die-
ser Ressourcen einschliefSt, sich aber nicht darauf beschrinkt;

g) ,Einfrieren von Geldern“ die Verhinderung jeglicher Form der Bewegung, des Transfers, der Verdnderung und der Ver-
wendung von Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder ihres Einsatzes, wodurch das Volumen, die Hohe, die Bele-
genheit, das Eigentum, der Besitz, die Eigenschaften oder die Zweckbestimmung der Gelder verindert oder sonstige
Veranderungen bewirkt werden, die eine Nutzung der Gelder einschlieflich der Vermdgensverwaltung ermdglichen;

h) ,Gelder” finanzielle Vermogenswerte und Vorteile jeder Art, die Folgendes einschliefen, aber nicht darauf beschrankt
sind:

i) Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungsanweisungen und andere Zahlungsmittel,

ii) Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtungen, Guthaben auf Konten, Zahlungsanspriiche und ver-
briefte Forderungen,

i) offentlich und privat gehandelte Wertpapiere und Schuldtitel einschlielich Aktien und Anteilen, Wertpapierzerti-
fikate, Obligationen, Schuldscheine, Optionsscheine, Pfandbriefe und Derivate,

iv) Zinsertrige, Dividenden und andere Einkiinfte oder Wertzuwichse aus Vermogenswerten,

v) Kredite, Rechte auf Verrechnung, Biirgschaften, Vertragserfiillungsgarantien und andere finanzielle Anspriiche,
vi) Akkreditive, Konnossemente, Ubereignungsurkunden, und

vii) Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsvermdgen oder anderen Finanzressourcen;

i) ,Sanktionsausschuss“ den Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der mit Nummer 3 der
Resolution 1591 (2005) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde;

j) ,technische Hilfe“ jede technische Unterstiitzung im Zusammenhang mit Reparaturen, Entwicklung, Herstellung, Mon-
tage, Erprobung, Wartung oder jeder anderen technischen Dienstleistung; sie kann in Form von Anleitung, Beratung,
Ausbildung, Weitergabe von praktischen Kenntnissen oder Fertigkeiten oder in Form von Beratungsdiensten erfolgen
und schliet auch Hilfe in verbaler Form ein;

=

,Gebiet der Union“ die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in denen der Vertrag Anwendung findet, nach Mafigabe
der im Vertrag festgelegten Bedingungen, einschlieflich ihres Luftraums.

Artikel 2

Es ist verboten,

a) technische Hilfe oder Vermittlerdienste im Zusammenhang mit militdrischen Aktivititen und der Bereitstellung, Her-
stellung, Instandhaltung und Verwendung von Ristungsgiitern und damit verbundenem Material jeglicher Art, ein-
schlieflich Waffen und Munition, Militdrfahrzeugen und -ausriistung, paramilitdrischer Ausriistung und entsprechen-
der Ersatzteile, unmittelbar oder mittelbar an natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen
in Sudan oder zur Verwendung in Sudan zu gewihren, zu verkaufen, zu liefern oder an diese weiterzugeben;

g

Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militdrischen Aktivititen, insbesondere Zuschiisse, Darlehen
und Ausfuhrkreditversicherungen sowie Versicherungen und Riickversicherungen fiir den Verkauf, die Lieferung, die
Weitergabe oder die Ausfuhr von Riistungsgiitern und zugehorigen Giitern oder fur die Erbringung von damit ver-
bundener technischer Hilfe mittelbar oder unmittelbar fiir natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder
Einrichtungen in Sudan oder zur Verwendung in Sudan bereitzustellen.

Artikel 3

Abweichend von Artikel 2 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten die Bereitstellung von Finanzmitteln,
finanzieller und technischer Unterstiitzung sowie Vermittlungsdiensten genehmigen, wenn sie sich auf Folgendes bezie-
hen:

a) nichtletales militdrisches Gerit, das die ausschlieRlich fiir humanitire Zwecke, fiir die Uberwachung der Menschen-
rechtslage, fir Schutzzwecke oder fiir die Programme der Vereinten Nationen (VN), der Afrikanischen Union (AU)
und der Europdischen Union zum Aufbau von Institutionen bestimmt ist;
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b) Material, das fiir den Einsatz bei Krisenbewiltigungsmafinahmen der Europiischen Union, der VN und der AU
bestimmt ist;

¢) Ausriistung und Material zur Verwendung bei der Minenrdumung.

Artikel 4

Artikel 2 gilt nicht fur Schutzkleidung, einschlieflich kugelsicherer Westen und Militirhelme, die von Personal der VN,
Personal der Europiischen Union oder ihrer Mitgliedstaaten, von Medienvertretern, humanitirem Hilfspersonal, Entwick-
lungshilfepersonal sowie zugehorigem Personal ausschlieflich zum personlichen Gebrauch voriibergehend nach Sudan
ausgefithrt werden.

Artikel 5

(1)  Alle Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum oder Besitz der in Anhang I aufgefithrten natiirlichen
oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind oder von diesen direkt oder indirekt kontrolliert wer-
den, werden eingefroren.

(2)  Den in Anhang I aufgefithrten natiirlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen diirfen
weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfiigung gestellt werden oder zugute-
kommen.

(3)  Anhang I umfasst die vom Sanktionsausschuss benannten natiirlichen und juristischen Personen, Organisationen
und Einrichtungen, die den Friedensprozess behindern, eine Bedrohung fiir die Stabilitit in Darfur und in der Region
darstellen, Verstofe gegen das humanitire Volkerrecht, Verletzungen der internationalen Menschenrechte oder andere
Griueltaten begehen, gegen das Waffenembargo verstoflen und/oder fiir offensive militdrische Flige in und iiber der
Region Darfur verantwortlich sind.

Artikel 6

(1)  Abweichend von Artikel 5 kénnen die zustindigen Behorden in den Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter ein-
gefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Res-
sourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfillt sind:

a) Die betreffende zustindige Behorde hat festgestellt, dass die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen

i) fur die Befriedigung der Grundbediirfnisse der in Anhang I aufgefithrten natiirlichen oder juristischen Personen,
Organisationen oder Einrichtungen und der unterhaltsberechtigten Familienangehorigen solcher natiirlicher Perso-
nen, unter anderem fiir die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medi-

zinischer Behandlung, Steuern, Versicherungspramien und Gebiihren offentlicher Versorgungseinrichtungen, erfor-
derlich sind,

ii) ausschliefSlich der Bezahlung angemessener Honorare oder der Erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit
der Bereitstellung juristischer Dienstleistungen dienen, oder

iii) ausschlieSlich der Bezahlung von Gebiithren oder Kosten fiir die routinemaflige Verwahrung oder Verwaltung ein-
gefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen, und

b) der betreffende Mitgliedstaat hat die Feststellung nach Buchstabe a und seine Absicht, die Genehmigung zu erteilen,
dem Sanktionsausschuss notifiziert und dieser hat nicht innerhalb von zwei Arbeitstagen nach dieser Notifizierung
Einwinde dagegen erhoben.

(2)  Abweichend von Artikel 5 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefro-
rener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftli-
cher Ressourcen genehmigen, nachdem die festgestellt haben, dass die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen fiir aufer-
ordentliche Ausgaben bestimmt sind, vorausgesetzt, dass der betreffende Mitgliedstaat dem Sanktionsausschuss diese
Feststellung mitgeteilt und der Sanktionsausschuss sie gebilligt hat.

Artikel 7

Abweichend von Artikel 5 konnen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener
Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die nachstehenden Voraussetzungen erfullt sind:

a) Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines Sicherungs- oder Zuriickbehaltungsrechts, das vor
dem Datum, an dem die in Artikel 5 genannte Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen
wurde, von einem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder einem Schiedsgericht beschlossen wurde, oder sie sind Gegen-
stand einer vor diesem Datum ergangenen Entscheidung eines Gerichts, einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsge-
richts,
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b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor-
schriften iiber die Rechte des Glaubigers ausschliefSlich fiir die Erfiillung der Anspriiche verwendet, die durch ein sol-
ches Sicherungs- oder Zuriickbehaltungsrecht gesichert sind oder deren Bestehen in einer solchen Entscheidung fest-
gestellt worden ist,

c) das Zuriickbehaltungsrecht oder die Entscheidung begiinstigt nicht eine in Anhang I aufgefithrte Person, Organisation
oder Einrichtung,

d) die Anerkennung des Sicherungs- und Zuriickbehaltungsrechts oder der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur
offentlichen Ordnung des betreffenden Mitgliedstaats und

e) der Mitgliedstaat hat das Zuriickbehaltungsrecht oder die Entscheidung dem Sanktionsausschuss notifiziert.

Artikel 8

(1)  Artikel 5 Absatz 2 hindert Finanz- oder Kreditinstitute nicht daran, Gelder, die von Dritten zugunsten der in
Anhang I aufgeftihrten Person, Organisation oder Einrichtung iiberwiesen werden, auf den eingefrorenen Konten gutzu-
schreiben, sofern die auf diesen Konten gutgeschriebenen Betrige ebenfalls eingefroren werden. Die Finanz- oder Kredit-
institute unterrichten unverziglich die einschligige zustindige Behorde tiber solche Geschifte.

(2)  Artikel 5 Absatz 2 gilt nicht fir die Gutschrift auf den eingefrorenen Konten von
a) Zinsen und sonstigen Ertrigen dieser Konten,

b) Zahlungen aufgrund von Vertrigen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in Arti-
kel 5 genannte natiirliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde,
geschlossen wurden beziehungsweise entstanden sind, oder

¢) Zahlungen aufgrund eines von einem Gericht, einer Verwaltungsstelle oder einem Schiedsgericht beschlossenen Siche-
rungs- oder Zuriickbehaltungsrechts oder einer gerichtlichen, behordlichen oder schiedsgerichtlichen Entscheidung
gemifs Artikel 7,

sofern diese Zinsen, sonstigen Ertrage und Zahlungen nach Artikel 5 Absatz 1 eingefroren werden.

Artikel 9

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften iiber die Anzeigepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind
natiirliche und juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen verpflichtet,

a) Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung erleichtern, wie etwa Informationen iiber die nach Artikel 5
eingefrorenen Konten und Betrige, unverziiglich den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, in denen sie ihren
Sitz bzw. Wohnsitz haben, und — direkt oder iiber diese zustindigen Behorden — der Kommission zu iibermitteln
und

b) mit den in der Liste in Anhang I aufgefiihrten zustindigen Behorden bei der Uberpriifung dieser Angaben zusam-
menzuarbeiten.

(2)  Zusitzliche Angaben, die direkt bei der Kommission eingehen, werden den Mitgliedstaaten zur Verfigung gestellt.

(3)  Die nach diesem Artikel iibermittelten oder entgegengenommenen Informationen dirfen nur fir die Zwecke ver-
wendet werden, fiir die sie iibermittelt oder entgegengenommen wurden.

Artikel 10

Es ist untersagt, wissentlich und vorsitzlich an Aktivititen teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in den Artikeln 2
und 5 genannten Mafinahmen bezweckt oder bewirkt wird.

Artikel 11

(1)  Die natiirlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen sowie ihre Fithrungskrifte und
Beschiftigten, die im guten Glauben und im Einklang mit dieser Verordnung, Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen ein-
frieren oder ihre Bereitstellung ablehnen, konnen hierfiir nicht haftbar gemacht werden, es sei denn, es ist nachgewiesen,
dass das Einfrieren oder das Zuriickhalten der Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen auf Fahrldssigkeit beruht.

(2)  Natirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen kénnen fiir ithr Handeln nicht haftbar
gemacht werden, wenn sie nicht wussten und keinen verniinftigen Grund zu der Annahme hatten, dass sie mit ihrem
Handeln gegen die Malnahmen nach dieser Verordnung verstofSen.
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Artikel 12

(1)  Forderungen im Zusammenhang mit Vertrdgen und Transaktionen, deren Erfilllung bzw. Durchfithrung von den
mit dieser Verordnung verhingten Maffnahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise beriithrt wird, einschlief3-
lich Schadensersatzanspriichen und dhnlichen Anspriichen, wie etwa Entschidigungsanspriiche oder Garantieanspriiche,
vor allem Anspriiche auf Verlingerung oder Zahlung einer Obligation, einer Garantie oder eines Schadensersatzan-
spruchs, insbesondere einer finanziellen Garantie oder eines finanziellen Schadensersatzanspruchs in jeglicher Form, wird
nicht stattgegeben, sofern sie von einer der folgenden natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Ein-
richtungen geltend gemacht werden:

a) den benannten, in Anhang I aufgefithrten natiirlichen und juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen,

b) sonstigen natiirliche und juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die iiber eine der in Buchstabe a
genannten Personen, Organisationen oder Einrichtungen oder in deren Namen handeln.

(2)  In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs tragt die natiirliche oder juristische Person, Organisation oder Ein-
richtung, die den Anspruch geltend macht, die Beweislast dafiir, dass die Erfiillung des Anspruchs nicht nach Absatz 1
verboten ist.

(3)  Dieser Artikel beriihrt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten natiirliche oder juristische Person, Organisation
oder Einrichtung auf gerichtliche Uberpriifung der Rechtmifigkeit der Nichterfillung vertraglicher Pflichten nach dieser
Verordnung.

Artikel 13

(1)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten informieren sich untereinander iiber die nach dieser Verordnung getroffe-
nen Mafnahmen und tibermitteln einander ihnen im Zusammenhang mit dieser Verordnung vorliegende sonstige sach-
dienliche Informationen, insbesondere iiber

a) nach Artikel 5 eingefrorene Gelder und nach den Artikeln 6, 7 und 8 erteilte Genehmigungen,
b) VerstoRe, Vollzugsprobleme und Urteile einzelstaatlicher Gerichte.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln einander und der Kommission unverziiglich ihnen vorliegende sonstige sachdienli-
che Informationen, die die wirksame Anwendung dieser Verordnung berithren konnten.

Artikel 14

Die Kommission wird ermachtigt, Anhang II entsprechend den von den Mitgliedstaaten tibermittelten Informationen zu
indern.

Artikel 15

(1)  Nimmt der Sicherheitsrat der VN oder der Sanktionsausschuss eine natiirliche oder juristische Person, Organisation
oder Einrichtung in die Liste auf und legt er dafiir eine entsprechende Begriindung vor, so nimmt der Rat diese natiirliche
oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I auf. Der Rat setzt die betreffende natiirliche oder
juristische Person, Organisation oder Einrichtung entweder auf direktem Weg, falls deren Anschrift bekannt ist, oder
durch die Veroffentlichung einer Bekanntmachung von seinem Beschluss und der Begriindung in Kenntnis, und gibt
dabei dieser natiirlichen oder juristischen Person, Organisation oder Einrichtung Gelegenheit zur Stellungnahme.

(2)  Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige neue Beweise vorgelegt, so iiberpriift der Rat sei-
nen Beschluss und unterrichtet die natiirliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung entsprechend.

(3)  Beschliefen die Vereinten Nationen, eine natiirliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung von der
Liste zu streichen oder die der Identifizierung dienenden Angaben zu einer in der Liste aufgefithrten natiirlichen oder
juristischen Person, Organisation oder Einrichtung zu 4ndern, so dndert der Rat Anhang I entsprechend.

Artikel 16

Anhang I enthilt, soweit verfiigbar, auch Angaben, die vom Sicherheitsrat der VN oder vom Sanktionsausschuss iibermit-
telt werden und die zur Identifizierung der betreffenden natiirlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Ein-
richtungen erforderlich sind. In Bezug auf natiirliche Personen konnen diese Angaben Name, einschlieflich Aliasnamen,
Geburtsdatum und -ort, Staatsangehorigkeit, Reisepass- und Personalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit
bekannt, sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen
konnen diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, Registriernummer und Geschiftsort umfassen.
Anhang 1 enthilt ferner den Tag der Benennung durch den Sicherheitsrat oder den Sanktionsausschuss.
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Artikel 17

(1)  Die Mitgliedstaaten legen fiir Verstofle gegen diese Verordnung Sanktionen fest und treffen die zur Sicherstellung
ihrer Anwendung erforderlichen Mafnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhiltnismafig und
abschreckend sein.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die entsprechenden Bestimmungen unverziiglich nach Inkrafttreten die-
ser Verordnung mit und melden ihr alle Anderungen dieser Bestimmungen.

Artikel 18

(1)  Die Mitgliedstaaten benennen die in dieser Verordnung genannten zustindigen Behorden und geben sie auf den
Internetseiten in Anhang Il an. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission jede Anderung der Adressen ihrer in
Anhang II aufgefithrten Internetseiten.

(2)  Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission ihre zustandigen Behorden einschlielich der Kontaktdaten unver-
ziiglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung und notifizieren ihr jede spitere Anderung.

(3)  Soweit diese Verordnung eine Notifizierungs-, Informations- oder sonstige Mitteilungspflicht gegeniiber der Kom-
mission vorsieht, werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten verwendet, die in Anhang II angegeben sind.

Artikel 19

Diese Verordnung gilt
a) im Gebiet der Union einschlieflich ihres Luftraums,
b) an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unterstehen,

c) fur Personen, die die Staatsangehérigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, innerhalb und auflerhalb des Gebiets der
Union,

d) fir nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegriindete oder eingetragene juristische Personen, Organisationen und Ein-
richtungen innerhalb und aufSerhalb des Gebiets der Union,

e) fur juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Bezug auf Geschifte, die ganz oder teilweise in der
Union getdtigt werden.

Artikel 20

Die Verordnungen (EG) Nr. 131/2004 und (EG) Nr. 11842005 werden hiermit aufgehoben. Verweise auf die aufgehobe-
nen Verordnungen gelten als Verweise auf die vorliegende Verordnung und Verordnung (EU) Nr. 748/2014.

Artikel 21

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Briissel am 10. Juli 2014.

Im Namen des Rates
Der Prisident
S. GOZI
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ANHANG I

LISTE DER NATURLICHEN UND JURISTISCHEN PERSONEN, ORGANISATIONEN UND EINRICHTUNGEN
NACH ARTIKEL 5

A. Natiirliche Personen

1. Nachname: ELHASSAN
Vorname(n): Gaffar Mohammed
Aliasname: Gaffar Mohmed Elhassan

Geburtsdatum|Geburtsort/Staatsangehorigkeit/Wohnort:
Geburtsdatum 24. Juni 1952;

wohnhaft in El Waha, Omdurman, Sudan.

Reisepass/Identifizierungsinformationen/Status:

Aus der sudanesischen Armee in den Ruhestand entlassen.

Ausweis eines ehemaligen Armeeangehorigen Nr.: 4302.

Benennung/Begriindung:

Generalmajor und Kommandant (,Major-General and Commander“) der westlichen Militirregion fiir die sudanesi-
schen Streitkrifte (SAF).

Die Sachverstandigengruppe berichtet, dass Generalmajor Gaffar Mohammed Elhassan ihnen gegeniiber erklart habe,
dass er wihrend seiner Zeit als Kommandant der westlichen Militdrregion die direkte operative Fithrung (hauptsich-
lich taktische Fithrung) aller Elemente der sudanesischen Streitkrifte in Darfur ausgeiibt habe. Elhassan hatte diese
Position als Kommandant des westlichen Militirgebiets von November 2004 (ungefihr) bis Anfang 2006 inne. Nach
Informationen der Sachverstindigengruppe war Elhassan fiir Verstofle gegen Nummer 7 der Resolution 1591(2005)
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen verantwortlich, da er in dieser Position (von Khartum aus) den Transfer
militdrischer Ausriistungsgegenstinde nach Darfur ohne vorherige Genehmigung des nach der Resolution 1591 einge-
setzten Ausschusses anforderte und genehmigte (seit dem 29. Marz 2005). Elhassan selbst gab der Sachverstindigen-
gruppe gegeniiber zu, dass zwischen dem 29. Mirz 2005 und Dezember 2005 Flugzeuge, Flugzeugmotoren und
weitere militdrische Ausriistungsgegenstinde aus anderen Teilen Sudans nach Darfur verbracht wurden. Er unterrich-
tete die Sachverstindigengruppe beispielsweise dariiber, dass zwei Mi-24-Kampthubschrauber zwischen dem
18. und 21. September 2005 ohne Genehmigung nach Darfur verbracht wurden.

Es besteht zudem die begriindete Annahme, dass Elhassan als Kommandant des westlichen Militdrgebiets direkt fiir
die Genehmigung militdrischer Angriffsfliige am 23./24. Juli 2005 im Gebiet um Abu Hamra und am 19. November
2005 im Gebiet Jebel Moon in West-Darfur verantwortlich war. Mi-24-Kampfhubschrauber waren an beiden Opera-
tionen beteiligt und sollen laut Berichten in beiden Fillen das Feuer erdffnet haben. Die Sachverstindigengruppe
berichtet, dass Flhassan ihr gegeniiber erklirt habe, dass er selbst in seiner Eigenschaft als Kommandant des westli-
chen Militirgebiets Anforderungen fur Luftunterstiitzung und Luftoperationen genehmigt habe. (Siehe Bericht
$/2006/65 der Sachverstindigengruppe, Nummern 266-269.) Mit diesen Handlungen hat Generalmajor Gaffar
Mohammed Elhassan gegen die einschligigen Bestimmungen der Resolution 1591 (2005) des Sicherheitsrates versto-
Ren und erfiillt somit die Kriterien, um vom Ausschuss fiir die Aufnahme in die Liste der Personen, gegen die Sanktio-
nen verhidngt werden, benannt zu werden.

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006.

2. Nachname: ALNSIEM
Vorname(n): Musa Hilal Abdalla

Aliasname: Sheikh Musa Hilal; Abd Allah; Abdallah; AlNasim; Al Nasim; AlNaseem; Al Naseem; AlNasseem; Al Nas-
seem

Geburtsdatum/Geburtsort/Staatsangehorigkeit/Wohnort:
Geburtsdatum: 1. Januar 1964 oder 1959;

Geburtsort: Kutum;

wohnhaft in Kabkabiya und in der Stadt Kutum, Nord-Darfur, frither wohnhaft in Khartum.
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Reisepass/Identifizierungsinformationen/Status:
Diplomatenpass Nr.: D014433,

ausgestellt am 21. Februar 2013; giiltig bis zum 21. Februar 2015.
Staatsbiirgerschaftsnachweis Nr. A0680623.

Mitglied der Nationalversammlung Sudans. 2008 vom Présidenten Sudans zum Sonderberater des Ministeriums fiir
Bundesangelegenheiten ernannt.

Benennung/Begriindung:

Oberster Fithrer des Jalul-Stamms in Nord-Darfur.

Aus einem Bericht von Human Rights Watch geht hervor, dass man eine Notiz einer lokalen Regierungsstelle in
Nord-Darfur vom 13. Februar 2004 hat, in der der Befehl an die ,Sicherheitseinheiten des Ortes* ergeht, ,die Fortset-
zung der Titigkeiten der Mudschaheddin und der Freiwilligen unter dem Kommando von Sheikh Musa Hilal in den
Gebieten von [Nord-Darfur] zuzulassen und deren wesentliche Bediirfnisse sicherzustellen®. Am 28. September 2005
griffen 400 Angehorige arabischer Milizen die Dorfer Aro Sharrow (einschlieflich des dortigen Binnenfliichtlingsla-
gers), Acho und Gozmena in West-Darfur an. Ferner wird angenommen, dass Musa Hilal beim Angriff auf das Fliicht-
lingslager in Aro Sharrow anwesend war: sein Sohn war bei einem Angriff der sudanesischen Befreiungsarmee auf
Shareia getotet worden, so dass er nunmehr an einer personlichen Blutfehde beteiligt war. Es besteht die begriindete

Annahme, dass er als oberster Fithrer direkt fiir diese Handlungen sowie fiir Verstoffe gegen das humanitire Volker-
recht, Verletzungen der internationalen Menschenrechte und andere Graueltaten verantwortlich war.

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006.

3. Nachname: SHARIF
Vorname(n): Adam Yacub
Aliasname: Adam Yacub Shant; Adam Yacoub

Geburtsdatum|Geburtsort/Staatsangehorigkeit/Wohnort:

Geburtsdatum: circa 1976.

Reisepass/Identifizierungsinformationen/Status::

Soll am 7. Juni 2012 verstorben sein.

Benennung/Begriindung:

Kommandant der Befreiungsarmee Sudans (SLA).

Soldaten der SLA unter dem Kommando von Adam Yacub Shant verstiefen gegen das Waffenstillstandsabkommen,
indem sie am 23. Juli 2005 ein Militirkontingent der Regierung Sudans angriffen, das einen Lkw-Konvoi in der Nahe
von Abu Hamra in Nord-Darfur eskortierte; dabei wurden drei Soldaten getotet. Nach dem Angriff wurden militér-
ische Waffen und Munition der Regierung gepliindert. Die Sachverstindigengruppe verfiigt iiber Informationen, aus
denen hervorgeht, dass der Angriff der Soldaten der SLA stattgefunden hat und eindeutig organisiert war; er war folg-
lich sorgfaltig geplant. Es besteht deshalb die begriindete Annahme, dass Shant als bestatigter Kommandeur der SLA
in dem Gebiet von dem Angriff gewusst haben muss und ihn gebilligt oder befohlen hat; zu diesem Schluss kam auch
die Sachverstindigengruppe. Er tragt daher die direkte Verantwortung fiir den Angriff und erfullt die Kriterien, um in
die Liste aufgenommen zu werden.

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006.

4. Nachname: MAYU
Vorname(n): Jibril Abdulkarim Ibrahim

Aliasname: General Gibril Abdul Kareem Barey; ,Tek*; Gabril Abdul Kareem Badri
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Geburtsdatum/Geburtsort/Staatsangehorigkeit/Wohnort:
Geburtsdatum: 1. Januar 1967;

Geburtsort: Nile District, El-Fasher, El-Fasher, Nord-Darfur;
Staatsangehorigkeit: gebiirtiger Sudanese;

wohnhaft in Tine auf der sudanesischen Seite der Grenze zu Tschad.

Reisepass/Identifizierungsinformationen/Status:
Nationale Kennziffer: 192-3238459-9;

Nachweis der durch Geburt erworbenen Staatsangehorigkeit: Nr. 302581

Benennung/Begriindung:
Feldkommandeur der Nationalen Bewegung fiir Reform und Entwicklung (NMRD).

Mayu ist verantwortlich fiir die Entfiihrung von Personal der Mission der Afrikanischen Union in Sudan (AMIS) in
Darfur im Oktober 2005. Mayu versucht offen, die AMIS-Mission durch Einschiichterung zu vereiteln; so drohte er
beispielsweise im November 2005 damit, Hubschrauber der Afrikanischen Union (AU) im Gebiet von Jebel Moon
abzuschieffen. Mit solchen Handlungen hat Mayu eindeutig gegen die Resolution1591 (2005) des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen verstoflen, indem er die Stabilitidt in Darfur bedrohte; er erfiillt somit die Kriterien, um vom Aus-
schuss fiir die Aufnahme in die Liste der Personen, gegen die Sanktionen verhdngt werden, benannt zu werden.

Tag der Benennung durch die VN: 25. April 2006.

B. Juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen
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ANHANG II

INTERNETSEITEN MIT INFORMATIONEN UBER DIE ZUST_ANDIGEN BEHORDEN UND ANSCHRIFT FUR
NOTIFIKATIONEN AN DIE EUROPAISCHE KOMMISSION

BELGIEN

http:/[www.diplomatie.be/eusanctions

BULGARIEN

http:/fwww.mfa.bg/en/pages/135/index.html

TSCHECHISCHE REPUBLIK

http:/[www.mfcr.cz/mezinarodnisankce

DANEMARK

http:/[um.dk/da/politik-og-diplomati/retsorden/sanktioner/

DEUTSCHLAND
http://www.bmwi.de/DE/Themen/Aussenwirtschaft/aussenwirtschaftsrecht,did=4048 8 8.html

ESTLAND

http:/[www.vm.ee/est/kat_622/

IRLAND
http:/[www.dfa.ie/home/index.aspx?id=28519

GRIECHENLAND

http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html

SPANIEN

http:/[www.exteriores.gob.es/Portal/es/PoliticaExteriorCooperacion/GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Documents/
ORGANISMOS%20COMPETENTES%20SANCIONES%20INTERNACIONALES.pdf

FRANKREICH

http:/[www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions|

KROATIEN

http:/[www.mvep.hr/sankcije

ITALIEN
http:/[www.esteri.it/MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm

ZYPERN

http:/[www.mfa.gov.cy/sanctions

LETTLAND

http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539

LITAUEN

http://www.urm.It/sanctions
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LUXEMBURG

http:/fwww.mae.lu/sanctions

UNGARN

http:/fwww.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/

MALTA

http:/[www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp

NIEDERLANDE

www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-vrede-en-veiligheid/sancties

OSTERREICH
http:/[www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version=

POLEN

http://www.msz.gov.pl

PORTUGAL
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/
medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx

RUMANIEN

http:/[www.mae.ro/node/1548

SLOWENIEN
http:/[www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politikajmednarodna_varnost/omejevalni_
ukrepif

SLOWAKEI

http://www.mzv.sk/sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu

FINNLAND
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet

SCHWEDEN

http://www.ud.se[sanktioner

VEREINIGTES KONIGREICH
https:/[www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions

Anschrift fur Notifikationen an die Europaische Kommission:
Europiische Kommission

Dienst fiir aulenpolitische Instrumente (FPI)

EEAS 02/309

B-1049 Briissel

Belgien

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.cu


http://www.mae.lu/sanctions
http://www.kulugyminiszterium.hu/kum/hu/bal/Kulpolitikank/nemzetkozi_szankciok/
http://www.doi.gov.mt/EN/bodies/boards/sanctions_monitoring.asp
http://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-vrede-en-veiligheid/sancties
http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version=
http://www.msz.gov.pl
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx
http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx
http://www.mae.ro/node/1548
http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/
http://www.mzz.gov.si/si/zunanja_politika_in_mednarodno_pravo/zunanja_politika/mednarodna_varnost/omejevalni_ukrepi/
http://www.mzv.sk/sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu
http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet
http://www.ud.se/sanktioner
https://www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions
mailto:relex-sanctions@ec.europa.eu

	VERORDNUNG (EU) Nr. 747/2014 DES RATES vom 10. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Sudan und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 131/2004 und (EG) Nr. 1184/2005 

